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Wulff-Ankläger Eimterbäumer

Die Übergriffigen
Sie sind der Objektivität verpflichtet – und den Einflüsterungen der

Politik ausgeliefert: Staatsanwälte haben die Macht, Existenzen
zu vernichten. Rechtsgelehrte fordern deshalb mehr Souveränität

für die Strafverfolger, aber auch bessere Kontrolle.



Etwas läuft schief im Saal 127 des
Landgerichts Hannover. Der Ange-
klagte sitzt entspannt, die Beine

übereinandergeschlagen, auf seinem
Stuhl. Gelegentlich schmunzelt er nach-
sichtig. Gelegentlich zeigt er Ärger, Un-
geduld von oben herab, ist was?

Justiz verkehrt. Auf der anderen Seite
des Saals, im Gegenlicht eher fahl, der
steife Staatsanwalt in schwarzer Robe. Er
redet wenig, und wenn, dann klingt es
rechthaberisch, kleinlich, er hat hier alle
gegen sich, selbst der Richter ermahnt
ihn: „Das führt doch jetzt zu weit.“ Im
Internet ist der Ankläger der Angeklagte:
„Wir fordern die Entlassung von Ober-
staatsanwalt Clemens Eimterbäumer“,
heißt eine Hassseite bei Facebook. „Ge-
fällt mir“ haben 629 Personen gedrückt. 

Fröhlich schaut allein die Gerichtszeich-
nerin in die Runde, malerisch drapiert zu
Füßen des schwarzen Anklägers. Was für
ein Bild: der Prozess gegen Christian
Wulff, Ex-Ministerpräsident, Ex-Bundes-
präsident, um 700 und ein paar Euro –
eine Farce.

Eine Katastrophe für die Justiz, schon
vor dem Urteil. Staatsanwälte, die sich
gern als „objektivste Behörde der Welt“
bezeichnen, haben mit ihren Ermittlun-
gen den Rücktritt des Bundespräsidenten
ausgelöst. Sie haben ihn letztlich wegen
Peanuts mit ihrer Anklage verfolgt, haben
seine Wohnung, seine Büros, sein Privat-
leben gefilzt, ihn gedemütigt – alles im
Dienste von Wahrheit und Gerechtigkeit:
Denn dies ist der Auftrag, auf den sich
Deutschlands Ankläger berufen.

So macht man keine Gerechtigkeit. Ab-
surd, peinlich, beschämend, „exzessiv
und obsessiv“ sei das Vorgehen der
Staatsanwaltschaft gewesen, schimpft ein
Redakteur der „Süddeutschen Zeitung“,
was umso schwerer wiegt, weil er früher
selbst Staatsanwalt war.

Der Apparat, den der Staat aufbietet,
Wahrheit und Gerechtigkeit vor Gericht
zu garantieren, erscheint ein weiteres Mal
als Monstrum. Im Fall Wulff ist es wie im
Fall des SPD-Manns Sebastian Edathy
und seiner Kinderbilder: Selten hat sich
so dramatisch gezeigt, über welche Macht-
fülle die Ankläger verfügen. 

Viele Fälle sind Balanceakt im Grau-
bereich der Verdächtigungen und Vermu-
tungen. Edathy gilt bis auf weiteres als
unschuldig im Sinne des Gesetzes. Doch
rechtsstaatliche Garantien nützen ihm
nichts. Politisch ist der Mann erledigt.

Ein Wort, ein Aktenzeichen genügt,
um unwiderruflich die Existenz, den Ruf,
oft genug das Glück – und manchmal so-
gar das Leben eines Menschen zu ver-
nichten. Wer, egal ob zu Recht oder zu
Unrecht, in die Mühlen der Justiz gesto-
ßen wird, entscheiden Exekutivbeamte,
weisungsgebundene Juristen, unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit.

Wehe, wenn da etwas schiefläuft.

Und es läuft wieder und wieder schief.
Grobe handwerkliche Fehler bayerischer
Staatsanwälte waren es, die den Nürnber-
ger Reifenhändler Gustl Mollath für mehr
als sieben Jahre in die Psychiatrie brach-
ten. Größenwahn und Eigensinn leiteten
offenbar Augsburger Staatsanwälte, als
sie vergangenes Jahr den spektakulärsten
Nazi-Raubkunstfund der Geschichte als
„Beweismittel“ für ein Steuerstrafverfah-
ren gegen den 81-jährigen Cornelius Gur-
litt wegsperrten.

Statt mit Sensibilität und Vorsicht grei-
fen allzu oft die Ermittler mit dicken Fin-
gern ins Intimste ihrer Mitbürger. Erbar-
mungsloser Übereifer prägte die Arbeit
von hessischen Anklägern, die den Leh-
rer Horst Arnold nur aufgrund der Be-
schuldigungen einer notorisch lügenden
Kollegin für fünf Jahre unschuldig hinter
Gitter brachten. Als der Mann, wirtschaft-
lich und seelisch ruiniert, endlich freige-

sprochen wurde, brach er alsbald tot zu-
sammen.

Mit demselben Eifer und unbeweisba-
ren Vergewaltigungsvorwürfen brachte in
Mannheim der Staatsanwalt Lars-Torben
Oltrogge den Wetter-Moderator Jörg Ka-
chelmann schon 2011 um seine Existenz.
Ein Freispruch nutzte ihm da wenig.

„Einzelfälle“. Das ist der Standard -
kommentar von Rechtspolitikern und lei-
tenden Staatsanwälten, wenn schweres
Justizversagen die Öffentlichkeit erregt.
„Unzulässig“, findet es der Sprecher der
Staatsanwaltschaft München II, Ken Hei-
denreich, „Einzelfälle so zu verallgemei-
nern, dass der ganze Berufsstand der
Staatsanwälte in ein schiefes Licht gerät“.

Doch die Einzelfälle zeigen immer wie-
der, wie schmal der Grat ist, auf dem die
mehr als 5000 Staatsanwälte Deutsch-
lands balancieren. Im Hinterhaus der Drit-
ten Gewalt, der Judikative, arbeitet ein

hochgefährlicher Apparat. Staatsanwälte
verfügen über weit mehr Macht und grö-
ßere Entscheidungsspielräume als Richter.
Dabei handeln sie ständig unter Risiko.
Durchsuchungen, Verhaftungen, Vermö-
gensbeschlagnahme: Schon den Verdacht
lässt das Gesetz genügen.

Und oft trifft es Unschuldige: Ralf
Eschelbach, Strafrichter am Bundesge-
richtshof (BGH), schätzt, dass jedes vierte
Strafurteil ein Fehlurteil ist. Und hinter
nahezu jedem falschen Urteil steht eine
fehlerhafte Anklage, die Grundlage und
der Rahmen des Strafprozesses.

Der Apparat kann vollendete Tatsa-
chen schaffen, bevor überhaupt irgendein
Richter sich mit den Akten beschäftigt
hat. Erst wenn die Justiz havariert, wird
unübersehbar, wie sie wirklich funktio-
niert: Die Weichen jedes Strafprozesses
werden nicht von der Dritten Gewalt, den
Richtern, sondern vom staatlich gelenk-

ten Apparat der Ankläger gestellt. „Es
wird die Gefahr übersehen“, klagt BGH-
Richter Eschelbach, „wie einfach es ist“,
in diesem System „unerwünschte Perso-
nen aus dem Verkehr zu ziehen“.

Es hat wenig gefehlt und Fritz Kerler
wäre, als er 70 war, für den Rest seines
Lebens hinter Gittern verschwunden.
Zehnfacher Mordversuch: Mit diesem
Vorwurf kamen die Ermittler in die Woh-
nung des Arztes im mittelfränkischen
Wendelstein und führten ihn vor den Au-
gen seiner Nachbarn in Handschellen da-
von. Er durfte nicht einmal mehr die
Sprechstunden absagen.

Die Staatsanwälte hielten es für erwie-
sen, dass Kerler verantwortlich für das
Feuer gewesen sei, das im Jahr 2010 in ei-
nem 80 Kilometer entfernten Wohnhaus
entstanden war und die Bewohner im
Schlaf überrascht hatte. Beweis: DNA-
Spuren von Kerler an Gegenständen, die
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Angeklagter Wulff am 6. Februar: Der Apparat erscheint als Monstrum 



sich am Tatort fanden. „Das werden 15
Jahre“, eröffnete der Anwalt dem ver-
zweifelten Arzt. Erst vor dem Landge-
richt klärte sich voriges Jahr die Sache
auf: In den Brandtrümmern fanden sich
nicht nur Kerlers DNA-Spuren, sondern
auch Gegenstände seiner Nachbarn. Der
wirkliche Täter hatte im Müll der Sied-
lung gestöbert und die falschen Spuren
offenbar absichtlich gelegt.

Die Staatsanwälte hätten das merken
müssen. Falsch gelegte DNA-Spuren sind
keine Seltenheit. Doch Kerler verdankt
seine Freiheit einem misstrauischen Rich-
ter, der auf eigene Verantwortung den
Fall nachrecherchierte und auf Lücken in
den Akten stieß: „Wenn die Ermittlungen
alle zur rechten Zeit erfolgt wären“, so
sein Fazit zu Prozessende, wäre Kerler
„schwerlich in Haft gekommen“.

Die Staatsanwälte sind umso gefährli-
cher, weil sie in einem System der Selbst-
gerechtigkeit arbeiten. Anders als die Kol-
legen im angelsächsischen Strafprozess,
die ganz offen als Partei auftreten, tragen
deutsche Ankläger die Maske der Objek-
tivität. Die Strafprozessordnung schreibt
ihnen zudem vor, auch Umstände zu er-
mitteln, die den Beschuldigten entlasten.

Im Fall des Arztes Kerler haben sie das
nicht getan. Und so leicht ist es ja auch
nicht, objektiv zu sein.

Wer nur der Wahrheit und der Gerech-
tigkeit verpflichtet ist, müsste es sich leis-
ten können, unparteiisch zu sein wie ein
Richter. Realiter stehen Staatsanwälte,

auch wenn sie sich meist selbstbestimmt
fühlen, unter der Knute. Sie sind in allen
Entscheidungen nicht nur ihrem Vorge-
setzten weisungsgebunden, sondern auch
dem Justizminister gegenüber. Und nicht
nur der Justizminister droht sich einzu-
mischen: Auch der Innenminister – Herr
über die Kripo – will Ergebnisse sehen.

Wenn sich die Politik in die Arbeit an
der Gerechtigkeit mischt, kommt selten
etwas Gutes heraus. So war es auch im
Fall der kleinen Peggy Knobloch. Noch
immer sind die Bürger im oberfränkischen
Lichtenberg in Aufruhr, weil der geistig
behinderte Gastwirtssohn Ulvi K. offenbar
zu Unrecht hinter Gittern sitzt. Mit zwei-
felhaften Beweisen hatten ihm die Ermitt-
ler den Mord an Peggy in die Schuhe ge-
schoben. Eine Bürgerinitiative sammelte
Geld für einen guten Verteidiger, der setz-
te ein Wiederaufnahmeverfahren durch.

Die Ankläger hatten ihre Beschuldigun-
gen auch auf einen Zeugen gestützt, den
die Polizei als Informanten angeworben
hatte. Er belastete den behinderten Jun-
gen, weil er sich davon Vorteile versprach.

So braut sich die Unwahrheit unter
Druck zusammen. Und unter Druck stan-
den die Ermittler nicht zuletzt, seit der
damalige bayerische Innenminister Gün-
ther Beckstein (CSU) vom fernen Mün-
chen aus die Soko „Peggy“ austauschen
ließ, weil es ihm mit den Ermittlungen
nicht schnell genug ging.

Jeder Staatsanwalt muss damit rech-
nen, ungeduldige Rückfragen zu bekom-

men. Und allein die Möglichkeit der Poli -
tik, Druck zu machen bei der Wahrheits-
suche, bringt manchen Ermittler aus der
Bahn. Insider wie der Brandenburger Ge-
neralstaatsanwalt Erardo Rautenberg se-
hen in der Abhängigkeit der Wahrheits-
Behörde von der Politik den „Geburts-
fehler“ der Anklage-Behörden – und die
Ursache dafür, dass seine Kollegen gerade
in heiklen Verfahren, wo es auf Augen-
maß und Glaubwürdigkeit ankommt, „re-
gelmäßig in Misskredit geraten“.

Staatsanwälte arbeiten härter als die
meisten Richter. „Bei denen“, weiß der
erfahrene Hamburger Strafverteidiger
Gerhard Strate, „brennt auch nach 19 Uhr
noch Licht im Büro.“ Doch der Auftrag,
den sie im deutschen Justizsystem haben,
ist kaum zu erfüllen. Sie sind zugleich
Teil der Exekutive und Organe der
Rechtspflege. Sie sollen als Beamte mög-
lichst effektiv und sparsam vorgehen, an-
dererseits dürfen sie keine Kosten und
Verzögerungen scheuen, wenn es darum
geht, der Wahrheit näherzukommen. Mis-
sion impossible.

Ihre Arbeit soll einerseits von Richtern
kontrolliert werden – andererseits sollen
sie die Gesetzmäßigkeit der gerichtlichen
Verfahren überwachen. Zu widersprüch-
lich sind die Erwartungen an die Straf-
verfolger, zu unklar sind die rechtlichen
Grundlagen ihres Handelns, zu schlecht
sind sie ausgebildet. Die Chance, dass sie
etwas falsch machen, ist riesengroß.

Wie im Fall Wulff.
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JULIAN STRATENSCHULTE / DPA
Edathy-Ermittler Fröhlich: Ein Ja kann unabsehbare Folgen auslösen



Wie er es richtig machen könnte, mit
dem Herrn Bundespräsidenten, darüber
hat der Oberstaatsanwalt Clemens Eim-
terbäumer sehr lange und sehr gewissen-
haft nachgedacht. Ganz Deutschland
blickte im Februar 2012 auf die Behörde
in der Vahrenwalder Straße in Hannover:
Wollten die Staatsanwälte der „Zentral-
stelle für Korruptionsstrafsachen“ ein Er-
mittlungsverfahren gegen Christian Wulff
wegen seiner vermeintlichen Freund-
schaftsdienste für den Filmkaufmann Da-
vid Groenewold einleiten, müssten sie
beim Bundestag die Aufhebung seiner
Immunität als Bundespräsident beantra-
gen. Dies aber würde – das war jedem
klar – Wulffs Rücktritt vom höchsten
Staatsamt bedeuten.

So kam es. Und Eimterbäumer, der Lei-
ter der Korruptionszentralstelle, trägt seit-
dem schwer an dem Ruhm, der erste
Staatsanwalt der Bundesrepublik zu sein,
der ein Staatsoberhaupt gestürzt hat.
Nun, da genau zwei Jahre später die Ent-
scheidung, gegen Wulff zu ermitteln, vor-
hersehbar in einem Freispruch endet, 
fällt dieser Ruhm zentnerschwer auf sei-
nen Träger zurück. „Der Ankläger ist
schuld“ – von solchen Schlagzeilen sieht
sich Eimterbäumer geradezu verfolgt.

Jeder Staatsanwalt ist fester Bestandteil
eines Apparates, der ihn nährt, leitet, der
ihn, auch wenn er schon Familienvater
ist, mit Schulnoten beurteilt. Wenn einer
wie Eimterbäumer Oberstaatsanwalt ge-
worden ist, dann muss er ein bisschen ge-
fügig sein, dann muss er eine Zeitlang
beim Generalstaatsanwalt „zur Erpro-
bung“ gedient haben, wieder Noten, wie-
der Anweisungen. In den Justizministe-
rien erzählen sie, dass viele Staatsanwälte
zeitlebens auf das „Ober“ verzichten,
weil sie sich das nicht antun wollen.

„Der Staatsanwalt trägt bei seinen Ent-
scheidungen ebenso Verantwortung wie
ein Richter“, sagt die Kölner General-
staatsanwältin Elisabeth Auchter-Mainz.
Entsprechend müsse er angeleitet und ein-
gebettet werden in die Behörde, die ihn
trägt: „Man muss sehen, wie man die Kol-
leginnen und Kollegen einsetzt.“

Die Logik der Justiz ist für die Rechts-
unterworfenen manchmal schwer durch-
schaubar. Weil er so viel Macht über an-
dere Menschen hat, muss ein Richter un-
abhängig sein. Weil er so viel Macht über
andere Menschen hat, muss ein Staatsan-
walt abhängig sein.

Der Oberstaatsanwalt Eimterbäumer
jedenfalls ist abhängig von Frank Lüttig.
Der ist Generalstaatsanwalt in Celle. Und
während der stille Jurist Eimterbäumer
einen zähen Kampf um jedes Glas Cham-
pagner kämpft, das Bettina Wulff auf
 Kosten von David Groenewold auf der
Wiesn getrunken hat, oder genauer ge-
sagt, mit überwiegender Wahrscheinlich-
keit getrunken haben dürfte, kann Lüttig
keine Probleme erkennen: Was seine Er-

mittler da gegen Wulff zusammengetra-
gen hätten, 30000 Seiten Akten, eine Mil-
lion Dateien, die Details von 45 Bank-
konten, die Spuren aus den Durchsuchun-
gen in acht Büros, Häusern, Wohnungen,
das sei „eine lückenlose und sehr plau -
sible Kette von Beweisen“ für die Bestech-
lichkeit des ehemaligen niedersächsischen
Ministerpräsidenten.

Eine „lückenlose und sehr plausible
Kette von Beweisen“ würde tatsächlich
für ein Urteil gegen Wulff ausreichen.
Doch das Gericht hat schon in seinem Er-
öffnungsbeschluss erklärt, dass es für den
Anklagevorwurf der Bestechlichkeit we-
der eine Kette noch einen Beweis sieht.
Allenfalls gebe es – relativ schwache – In-
dizien für den wesentlich milderen Vor-
wurf der „Vorteilsannahme“, also statt ei-
nes konkreten Gegengeschäfts die Bereit-

schaft, sich um der guten Beziehungen
willen hier und da mal was zustecken zu
lassen, Champagner für die Gattin, Baby -
sitter für den Kleinen.

Ein Indiz ist kein Beweis, sondern kann
mit viel Glück nach einer Reihe von Ver-
handlungstagen dazu werden. Doch aus
der Vollmundigkeit Lüttigs spricht das
ganze Elend seines weisungsgebundenen
Untergebenen: Der hatte, ob er nun woll-
te oder nicht, bis zum bitteren Ende die
vom Chef verkündete harte Linie zu ver-
fechten – immer wieder stellte er Anträge,
um den Vorwurf der Bestechlichkeit zu
untermauern. Es ist ein Vorwurf, über
den das Gericht längst nicht mehr ver-
handeln wollte.

Das Glaubwürdigkeitsproblem der An-
kläger ist weitaus größer. Lüttig, der
Mann mit der Beweiskette, kennt den
Staatsanwalt Eimterbäumer noch aus den
Zeiten, da in Niedersachsen die CDU re-
gierte. Als Eimterbäumer im Februar 2012
über Ermittlungen gegen den Bundesprä-
sidenten zu entscheiden hatte, war Lüttig
Chef der Strafrechtsabteilung im Justiz-
ministerium; und sein Minister, Bernd Bu-
semann, ein Intimfeind von Wulff.

Natürlich musste der Ministeriale Lüt-
tig bei den Staatsanwälten nachfragen:
„Was habt ihr vor?“ 

Die Antwort, damals: „Wir prüfen.“ 
Dann Justizminister Busemann zu sei-

nem Abteilungsleiter Lüttig: „Was haben
die vor?“

Lüttig: „Die prüfen.“ 
Busemann: „Ich verlange eine chaus-

seemäßige Behandlung.“ 
Lüttig sagt, er habe gleich gewusst, was

das bedeutet: „Keine Extrawürste“ für
den Herrn Bundespräsidenten. 

Chausseemäßig, jawoll: Schon am fol-
genden Tag landete ein großer Umzugs-
karton mit Wulff-Akten aus der Staats-
kanzlei bei Eimterbäumer. Der wusste
auch, was das bedeutet. Aus der großen
Kiste schöpfte er einen „Anfangsver-
dacht“. Das Drama konnte beginnen. 

„Niemals“, sagt Lüttig, sei in der Sache
eine Weisung erteilt worden. Das sagen
alle. Es ist in ganz Deutschland kaum ein
Staatsanwalt zu finden, der jemals eine
Weisung erhalten haben will.

Und das ist wahrscheinlich zutreffend.
Brandenburgs Generalstaatsanwalt Rau-
tenberg weiß, dass die Verständigung im
Apparat „sehr viel subtiler“ läuft. In den
meisten Bundesländern gibt es ein aus-
uferndes Berichtswesen. „Dem Justizmi-
nisterium ist in Strafsachen zu berichten,
die in rechtlicher oder tatsächlicher Hin-
sicht von außergewöhnlicher Bedeutung
sind“, heißt es etwa in einem niedersäch-
sischen Erlass von 2007, vor allem, wenn
„das Verfahren von öffentlichem Interesse
ist“. Besonders beliebt sind „Absichtsbe-
richte“, in denen die Ermittler dem Mi-
nisterium ankündigen, was sie vorhaben,
um an der Reaktion zu ermessen, ob sie
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Polizei
unterstützt die Staatsanwälte bei den Ermittlungen.

Sie untersteht dem Innenministerium.

Ermittlungsverfahren erledigten die Staatsanwälte
in den Ländern 2012, durch:

Justizministerium
kann den Staatsanwaltschaften allgemein und

in einzelnen Fällen Vorgaben machen.

Generalstaatsanwaltschaften
nehmen u.a. Aufgaben der Staatsanwaltschaft

bei den Oberlandesgerichten wahr.
Behördenleiter:

Generalstaatsanwalt

rd. 2,9 Mio.

Die Ermittler
Aufbau der Staatsanwaltschaften
in den Ländern

*mit und ohne Auflagen; Quelle: Destatis

Weisung Bericht

Weisung Bericht

Zuarbeit

Staatsanwaltschaften
sind für das Landgericht sowie für

die Amtsgerichte ihrer Bezirke zuständig.
Behördenleiter:

Leitender Oberstaatsanwalt
5146 Staatsanwälte und Oberstaatsanwälte

standen 2011 im Landesdienst.

Einstellung wegen
mangelnden Tatverdachts
bzw. Schuldunfähigkeit

Sonstige Einstellung*,
z.B. bei geringfügigen
Straftaten

Anklage
Antrag auf
Strafbefehl

Sonstiges

30% 26

139
22
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es dürfen, sollen oder müssen: „Das Sys-
tem funktioniert über vorauseilenden Ge-
horsam“, sagt Rautenberg. Die Ankläger
seien „die letzten Hebel, welche die Poli-
tik im Justizbereich bedienen kann“.

Clemens Eimterbäumer, ein Hebel der
Politik gegen den bösen Wulff? Geht ja
gar nicht. „Wir haben einen gesetzlichen
Auftrag zu erfüllen“, erklärt Lüttig, „bei
einem Verdacht müssen wir ermitteln, ob
wir wollen oder nicht.“

Doch die Entscheidungsspielräume der
Ermittler sind unglaublich groß. Ob gegen
Wulff zu ermitteln war oder gegen Eda-
thy – Ansichtssache. Vom Ermittler ist
eine Wahrscheinlichkeitsaussage verlangt;
und die ist stets subjektiv. Niemand 
kann einen Verdacht beweisen. Man kann
ihn nur haben – oder nicht. Im Fall Eda-
thy werden die Staatsanwaltschaft Han-
nover und ihr leitender Oberstaatsanwalt
Jörg Fröhlich nun kritisiert, weil sie zu
lange gezögert haben, bis sie ein Ermitt-
lungsverfahren gegen den Abgeordneten
wagten. 

Wie sie es machen, sie machen es
falsch. 

Der Staatsanwalt, sagt das Gesetz,
habe zu ermitteln, „sofern zureichende
tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen“.
Es gibt keine brauchbare Definition,
kaum Rechtsprechung – wie auch: Die
Entscheidung, ob der schwarze Schritt zu
gehen ist, wird ganz selten gerichtlich
überprüft. Der Anfangsverdacht – „das
ist die schwierigste Frage überhaupt“,
sagt Thomas-Michael Hoffmann, der Lei-
ter der Staatsanwaltschaft in Lübeck.

Ungerecht wäre es, den Staatsanwälten
vorzuwerfen, sie hätten die Existenz von
Christian Wulff gefährdet. Das hat er selbst
getan, durch seinen Versuch, ein Parlament
zu täuschen, seine Schnäppchen jäger-
Mentalität, seine zumindest missverständ-
liche Kumpanei mit Freunden, die nicht
immer über jeden Verdacht erhaben waren.
Doch die Verantwortung der Machthaber
über die Ehre der Bürger ist es ja gerade,
Missverständnisse und moralische Verach-
tung zu trennen von Verdacht und straf-
rechtlicher Verurteilung. 

Ein Ja kann unabsehbare Folgen aus-
lösen: Durchsuchungen etwa in den Pri-
vaträumen oder Büros von Personen, die
in vagem Verdacht stehen, eine Straftat
begangen zu haben oder auch nur über
Beweismittel zu verfügen.

Formal müssen Durchsuchung und Be-
schlagnahme zwar vorab vom Richter ge-
nehmigt werden. Doch faktisch, sagt
Christoph Frank, Vorsitzender des Deut-
schen Richterbundes und Leiter der
Staatsanwaltschaft Freiburg, hat „der
Richter für eine gründliche Prüfung dieser
Anträge häufig zu wenig Zeit. Und in Eil-
fällen können die Ermittler auch handeln,
ohne vorher zu fragen“. 

„Bedenklich hoch“ nennt der Ex-
 Verfassungsrichter Rudolf Mellinghoff 

die Zahl verfassungswidriger Wohnungs-
durchsuchungen durch Staatsanwälte. 
20 Prozent der Verfassungsbeschwerden,
die Mellinghoff zwischen 2005 und 2008
auf den Tisch bekam, betrafen nur den
ruppigen Umgang von Strafverfolgern
mit dieser scharfen Waffe. „Da wird ohne
handfesten Verdacht und nur aufgrund
vager Anhaltspunkte und Vermutungen
einfach mal die Wohnung durchsucht“,
kritisiert der Jurist, der mittlerweile Prä-
sident des Bundesfinanzhofs ist.

Manchmal finden die Ermittler ganz
andere Dinge, als sie gesucht haben. Und
manchmal werden sie von ihren Funden
so überrascht, dass sie auch nicht weiter-
wissen. So war es im Fall des merkwürdi-
gen weißhaarigen Herrn, der im Septem-
ber 2010 bei einer Zollkontrolle im Zug
auffiel. 9000 Euro Bargeld hatte der Rei-
sende versteckt.

Natürlich ist es nicht verboten, so viel
Geld mit sich herumzutragen, doch für
einen Anfangsverdacht der „Verkürzung
der Einfuhrumsatzsteuer in einer noch
zu ermittelnden Anzahl von Fällen“ reich-
te es allemal – und für eine Wohnungs-
durchsuchung.

Was die Ermittler dann im Apartment
des verdächtigen Steuerhinterziehers na-
mens Cornelius Gurlitt fanden, beschäf-
tigt mittlerweile die Weltöffentlichkeit:
Mehr als tausend moderne Kunstwerke,
möglicherweise zum Teil Raubkunst aus
der Nazi-Zeit. Seitdem sitzt die Staats -
anwaltschaft Augsburg auf einem der
wertvollsten Kunstschätze der Welt – und
rückt ihn nicht heraus. Gurlitts Anwälte
haben das inzwischen angefochten.

Ebenso schnell wie mit Beschlagnahme
sind Ermittler in Wirtschaftsstrafsachen
mit „dinglichem Arrest“ zur Hand: der
vorläufigen Sicherstellung oft des gesam-
ten Vermögens. „Auf puren Verdacht
hin“, sagt Strafverteidiger Johann
Schwenn, „kann man ein kleines Unter-
nehmen über Nacht an den Rand des
Ruins bringen.“ So froren hanseatische
Staatsanwälte 2009 über Nacht das flüssi-
ge Vermögen eines leitenden Angestell-
ten bei einem Hamburger Solarunterneh-
men ein: wegen des Verdachts der Bilanz-
fälschung und des Insiderhandels. Das
Verfahren wurde vergangenes Jahr ein-
gestellt – doch bis dahin, so Schwenn,
„konnte sich der Mann nicht mal mehr
eine Fahrkarte kaufen“.

„In den Schraubstock“ der Ermittler,
so bestätigt Schwenns Kollege Strate, ge-
rieten Unternehmer „oft ohne hinreichen-

den Anlass“. Strate wittert Geldgier des
Fiskus: „Immer wenn der Staat mal wie-
der Geld in der Kasse braucht, langen die
zu.“ Tatsächlich können auf diese Weise
Millionenbeträge aus Wirtschaftsverbre-
chen im Falle einer Verurteilung der
Staatskasse verfallen. Das „Fiskalinteres-
se“, so der Jurist, sei „eine Triebfeder
staatsanwaltschaftlichen Handelns“.

Solche Vorhaltungen hört man nicht
gern in der Politik. So wie es generell un-
ter den Justizministern der Länder Be-
strebungen gibt, sich von der riskanten
Aufsicht über die Strafverfolgung mög-
lichst fernzuhalten. Den Vorreiter machte
Nordrhein-Westfalen: Dort haben sie
2005 die „BeStra“, die „Anordnung über
Berichtspflichten in Strafsachen“ auf das
Allernotwendigste zusammengestrichen.

Was ihre Staatsanwälte treiben, wollen
die Ministerialen gar nicht mehr so genau
wissen. Und wenn trotzdem einer ihrer
Ankläger eine fragende Absichtserklä-
rung schickt? „Dann bekommt er keine
Antwort von uns“, heißt es im Hause des
SPD-Justizministers Thomas Kutschaty.

Doch wer soll dann auf die Staatsan-
wälte aufpassen? Wird der Apparat da-
durch besser, dass der zuständige Justiz-
minister ihn nicht mehr kontrolliert? „Un-
verantwortlich“ wäre es, so warnt Straf-
verteidiger Strate, „die Staatsanwaltschaft
von der politischen Verantwortung eines
Ministers und damit von der Kontrolle
durch ein Parlament auszunehmen“.

Tatsächlich waren es erst die drohen-
den politischen Konsequenzen, eine be-
vorstehende Landtagswahl und das ulti-
mative Machtwort einer Justizministerin,
die in Bayern zu einer Klärung der Affäre
Mollath führten. Ohne dass ihnen jemand
in den Arm gefallen wäre, hatten Nürn-
berger Staatsanwälte den Fall des rebelli-
schen Autobastlers Gustl Mollath über
Jahre versiebt.

Es begann schon damit, dass die Er-
mittler 2003 und 2004 diverse Strafanzei-
gen des Mannes, in denen er seine Ehe-
frau und ein Bankhaus des Schwarzgeld-
transfers in die Schweiz bezichtigte, als
dummes Zeug vom Tisch wischten. Dabei
enthielten die Anzeigen genügend Zah-
len und Namen, um den Anfangsverdacht
gegen ein ganzes Konsortium von Geld-
leuten zu begründen. 

Anfangsverdacht? Ansichtssache. „Aus
den Angaben ergibt sich kein hinreichen-
der Tatverdacht, vielmehr sind die Aus-
führungen des Beschuldigten nicht ernst
zu nehmen“, befanden die Diener für
Wahrheit und Gerechtigkeit – eine Nach-
frage bei der Bank hätte ergeben, dass
man dort einige Vorwürfe sehr ernst
nahm.

Stattdessen erhoben die Staatsanwälte
Anklage gegen den Ehemann mit dem
Vorwurf, seine Frau bis zur Bewusstlosig-
keit gewürgt zu haben – das Gericht
schickte ihn für Jahre in die geschlossene
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„Immer wenn der Staat
mal wieder Geld in

der Kasse braucht, langen
die Staatsanwälte zu.“



Psychiatrie. Nichts Wesentliches fanden
die Ankläger zugunsten des angeblich
Verrückten. Dabei hätte – wie das Wie-
deraufnahmeverfahren ergab – jedem ge-
wissenhaften Juristen auffallen müssen,
dass Beweismittel und Zeugenaussagen
gegen Mollath unzureichend und un-
glaubhaft waren.

Dass die Wahrheit schlechte Chancen
hat, wenn sie der Staatsanwaltschaft nicht
gelegen kommt, musste 2011 der Bad Pyr-
monter Zahnarzt Edward Braun merken,
als er sich mit wichtigen Hinweisen zur
Entlastung des mittlerweile eingesperrten
Mollath bei den Staatsanwälten meldete:
Mollaths Frau, die Hauptzeugin der An-
klage, habe ihm gegenüber früher schon
gedroht, sie werde „den Gustl fertigma-
chen“, wenn der sie anzeige.

Eine solche Aussage, meinte nicht nur
der Zeuge Braun, hätte Staatsanwälte, die
der Wahrheit verpflichtet sind, elektrisie-
ren müssen: Wiederaufnahmeverfahren?

Ansichtssache. Die Objektiven von
Nürnberg schickten Brauns Alarmbrief
tückisch weiter ans Landgericht Regens-
burg, als würde es sich um einen Wieder-
aufnahmeantrag handeln. So ein Antrag
von einem Zeugen wäre natürlich unzu-
lässig, und so hatte Braun das natürlich
nicht gemeint. Das Gericht schickte dem
Zeugen den Antrag als „unzulässig“ zu-
rück, kostenpflichtig, wegen unsinniger
Inanspruchnahme der Justiz.

„Zynisch und absurd“ sei das gewesen,
hieß es im Mollath-Untersuchungsaus-
schuss des bayerischen Landtags, eine
Formulierung, der sich nur die Minderheit
des Ausschusses anschließen konnte.
„Eine offenbar systematisch angelegte Un-
einsichtigkeit und Unfähigkeit zur Feh-
lerkorrektur“ bescheinigte Henning Ernst
Müller, Strafrechtsprofessor an der Uni
Regensburg, der bayerischen Justiz.

Wann ist eine Anklage, wann ist eine
Einstellung gerechtfertigt? Das Gesetz
schreibt den Staatsanwälten vor, ihre An-
klageschrift vorzulegen, wenn eine Ver-
urteilung des Beschuldigten überwiegend
wahrscheinlich ist. Das ist auch nicht kla-
rer als die gesetzliche Grundlage für den
Anfangsverdacht.

Staatsanwälte lehnen solche Rechnun-
gen ab. Die „innere Überzeugung“, so
heißt es in der Branche, sei maßgebend,
„die Überzeugung, dass es reicht“.

Genauer geht’s nicht: „Die Überzeu-
gung kann man nun mal nicht in Zahlen
messen“, sagt Bernhard Häußler, der in
Stuttgart als Oberstaatsanwalt für die An-
klage all jener Straftaten verantwortlich
war, die sich um die Auseinandersetzun-
gen über den neuen Stuttgarter Haupt-
bahnhof ereigneten. Er hat das so konse-
quent getan, dass viele Bürger der Stadt
mit Ansteckern am Revers herumliefen,
auf denen stand: „Häußler weg!“

Wütende Bürger spuckten ihn auf of-
fener Straße sogar an. Einem Mann ge-
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Ankläger Oltrogge (o.), Moderator Kachelmann (M., mit Anwälten): Gefährliche Macht



genüber, der sich nur als „konsequenter
Verfechter des Gesetzes“ sieht, ist das un-
gerecht. Der mittlerweile pensionierte
Häußler war einfach nicht bereit nach -
zugeben: „Gegenüber Rechtsbrechern
kann man nicht nachgeben – wenn die
Politik das will, muss sie eine Amnestie
machen.“

All dieser Hass. Warum tut sich ein
Spitzenjurist so etwas an? Richter ist der
schönere Beruf: freie Arbeitszeitgestal-
tung, vollkommene Unabhängigkeit, sel-
ten wurde ein Richter angespuckt, wenn
er scharf ist, gilt er als gerecht. Ein Staats-
anwalt sei getrieben, „etwas herauszu-
kriegen“, sagt Häußler. Das Ziel sei die
Wahrheit – „und dafür braucht es schon
ein bisschen Jagdinstinkt“.

Für den Bochumer Strafrechtsprofessor
Klaus Bernsmann gibt es auch Staatsan-
wälte, die im Ermittlungsverfahren das
„Auftreten von Großwildjägern haben.
Sie wollen Köpfe rollen sehen!“ Berns-
mann schlüpft in großen Verfahren im-
mer wieder in die Robe des Verteidigers.
Der bekennende Vegetarier verteidigte
auch den Chef von Deutschlands größtem
Schlachtkonzern, Clemens Tönnies, der

als Lebensmittelbetrüger in Verdacht ge-
raten war.

Eine große Sonderkommission hatte
jahrelang gegen den Schweine-Baron er-
mittelt, nachdem 2006 bei der Bochumer
Staatsanwaltschaft eine anonyme Anzei-
ge gelandet war, die den Betreibern des
westfälischen Fleischkonzerns in 24 Punk-
ten verschiedenste Straftaten vorwarf.

Später soll sich herausgestellt haben,
dass ein Oldenburger Staatsanwalt bei
der anonymen Anzeige mitgearbeitet hat-
te: Bernard Südbeck, ein Spezialist für
Fleischskandale. Südbeck soll die Anzei-
ge redigiert haben, die zusammen mit ei-
nem Anwalt angefertigt wurde. Er hat
dies damals bestritten und sich auf An-
frage des SPIEGEL nicht geäußert.

„Es ging absolut um die Existenz des
Unternehmens“, sagt heute Tönnies’ Mit-
verteidiger Sven Thomas. Der Unterneh-
mer beliefert große Lebensmitteldiscoun-
ter wie Aldi und Lidl, die auf staatsan-
waltliche Ermittlungen höchst sensibel
reagieren. Zumal lange der Verdacht im
Raum stand, Tönnies betrüge die Verbrau-
cher, indem er aus Kostengründen viel
mehr Schweine- als Rindfleisch in ge-

mischtes Hack gebe als ausgezeichnet.
Seine Anwälte konnten die Abnehmer
und letztlich auch das Gericht überzeu-
gen, dass es keinen Schaden gab. Weil
reines Schweine- und gemischtes Hack
zum gleichen Preis von der Tönnies-Grup-
pe verkauft wurde. „Wo ist der Schaden,
der ein so großes Verfahren rechtfertigt?“,
fragt sich Bernsmann.

Das Tönnies-Verfahren startete mit
Durchsuchungen bis nach Zypern – we-
gen vermuteter Schwarzgeldkonten. Ne-
ben dem Firmenchef saßen schließlich
zwölf weitere Angeklagte im größten Sit-
zungssaal des Essener Landgerichts. Doch
was als Mammutprozess zur Verteidigung
der Ehre deutschen Fleisches begann, en-
dete nahezu im Nichts.

Die Richter hatten die Anklage größ-
tenteils gar nicht zugelassen. Von den 
24 Punkten der Anzeige blieb nur einer
übrig: Verstoß gegen das Lebensmittel-
recht wegen Falschetikettierung. Nach 25
Verhandlungstagen wurde das Verfahren
gegen saftige Geldauflagen eingestellt. 

Die Ermittler stehen nicht nur unter
Druck von oben – sondern mindestens
ebenso von unten: Ihre Hilfstrupps bei
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Als gegen den Bundestagsabge-
ordneten Sebastian Edathy ein
Ermittlungsverfahren eingelei-

tet wurde, wussten so viele Personen,
welches problematische Material dieser
aus Kanada bezogen hatte, dass dies
den Leiter der Staatsanwaltschaft Han-
nover „fassungslos“ machte. Wurde
der Beschuldigte auf eine bevorstehen-
de Durchsuchung vorbereitet, oder
wurde bei ihm nichts Strafbares gefun-
den, weil nichts zu finden war?

Diese Frage lässt sich nur noch
schwer beantworten, was sowohl für
die Staatsanwaltschaft als auch für
 einen Verdächtigen unbefriedigend ist.
Dazu kam es, weil es offenbar Geheim-
nisträgern umso schwerer fällt, die
 amtliche Verschwiegenheitspflicht zu
befolgen, je prominenter der Beschul-
digte und je skandalträchtiger der Tat-
vorwurf ist. Deshalb muss der Kreis
der Geheimnisträger möglichst klein
gehalten werden. 

Die Quellen der Indiskretion müssen
verstopft werden. Die Berichtspflich-
ten der Staatsanwaltschaft gegenüber
den Justizministern vergrößern den
Kreis der Mitwisser bis in die Politik

hinein ebenso unnötig wie die Infor-
mationspflicht der Polizei an die Innen-
minister. Doch besonders das Immuni-
tätsrecht sorgt dafür, dass bei Ermitt-
lungen gegen Bundestagsabgeordnete
die Anzahl der Mitwisser ins Unüber-
schaubare steigt. Soll bei einem Parla-
mentarier durchsucht werden, muss
eine komplizierte Antragsmaschine in
Gang gesetzt werden. Der Vollzug ei-
nes Durchsuchungsbeschlusses bedarf
einer Einzelgenehmigung.

Ein entsprechender Antrag ist von
der Staatsanwaltschaft über das Lan-
desjustizministerium und über das Bun-
desjustizministerium an den Präsiden-
ten des Bundestags zu richten, der
dann den Immunitätsausschuss damit
befasst. Falls der Parlamentspräsident
den Vollzug der zuvor bereits richter-
lich angeordneten Durchsuchung ge-
nehmigt, ist er gehalten, die Genehmi-
gung mit einer Auflage zu verbinden:
Bei der Durchsuchung soll ein Abge-
ordneter als Vertrauensmann anwe-
send sein. Dieser wird vom Präsidenten
des Bundestags mit dem Vorsitzenden
jener Fraktion bestimmt, der der Be-
schuldigte angehört. Die Vielzahl der

Quellen der Indiskretion
Warum die Immunität von Abgeordneten eingeschränkt 

werden sollte Von Erardo Rautenberg
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Personen, die von der beabsichtigten
Durchsuchung erfahren, erhöht selbstre-
dend das Risiko des „Durchstechens“.

Das Immunitätsrecht ist ein alter Zopf
aus den Zeiten, als der Obrigkeitsstaat
die Parlamente schurigelte und sich dabei
auch willkürlicher Anklagen und Festnah-
men bediente. Seine heutige Handha-
bung erweckt den Eindruck, die Immuni-
tät sei ein Privileg der Abgeordneten,
während sie eigentlich der Sicherung der
Arbeitsfähigkeit des Parlaments dient. Da

Brandenburgs Generalstaatsanwalt Rautenberg
Unüberschaubare Zahl von Mitwissern



der Polizei geben immer häufiger den
Ton an. Der personell weit überlegene
Apparat unter der Regie der Innenminis-
ter mit seinen finanziell und technisch
hochgerüsteten Landeskriminalämtern
dominiert weitgehend die Arbeit der
Staatsanwaltschaften. 90 Prozent aller Fäl-
le landen auf den Schreibtischen der
Staatsanwälte ausermittelt von der Polizei
und fertig zur Anklage.

Nicht nur in den populären „Tatort“-
Krimis, auch in der Wirklichkeit fühlen
sich die Kripo-Kommissare als die wahren

Herren des Verfahrens. Die Formulierung
des Gesetzes, wonach die Polizisten „Hilfs-
beamte“ der Staatsanwaltschaft seien, ist
schon vor fast zehn Jahren von der Poli-
zei-Lobby gekippt worden; nun ist im Ge-
setz von „Ermittlungspersonen“ die Rede.

Die Staatsanwälte können ihre Verant-
wortung als Herren des Verfahrens kaum
noch wahrnehmen. Beweissicherung, Spu-
renauswertung, Vernehmung von Zeugen,
das Abnehmen von Geständnissen: Das
meiste läuft unter der Regie der Kripo,
die Staatsanwälte müssen glauben, was
sie in den Akten finden – und oft ohne
nähere Prüfung dem Gericht vorlegen.

Das ist schon eine Zeitfrage: Mehr als
hundert Sachen hat ein Staatsanwalt im
Monat zu erledigen. Dabei seien die Er-
mittlungsbehörden „chronisch unterbe-
setzt“, klagt Chef-Staatsanwalt Frank.
Die Anklagebehörden ständen „unter be-
triebswirtschaftlich definiertem Erledi-
gungsdruck“. Für die Bearbeitung einer
Drogen-Straftat bleiben dem Ermittler
laut Vorgaben genau 68 Minuten – „un-
realistisch“, sagt Frank.

Jeder Staatsanwalt muss froh sein über
jeden Ermittlungsschritt, den die Polizei
ihm abnimmt. Und das System der Suche
nach Gerechtigkeit bekommt nach An-
sicht des Chefermittlers Rautenberg da-
durch einen Drall: „Letztlich entscheidet
das Innenministerium als Herr der Polizei,
welche Straftaten verfolgt werden.“ Die
Staatsanwaltschaft, so Rautenberg, sei
viel zu schwach, sich dagegen zu wehren.

In den Truppen der Innenminister
trumpfen sie auf. Welch Geist dort
herrscht, wird etwa aus dem Belehrungen
deutlich, die Rolf Rainer Jäger, ehemals
Leitender Kriminaldirektor aus Nord-
rhein-Westfalen, im Verbandsblatt „Der
Kriminalist“ veröffentlichte: Leider ten-
diere die Staatsanwaltschaft dazu, „auf
sehr hohem Ross zu sitzen“, obwohl:
„Aufgrund von kriminalistisch-kriminolo-
gischen Ausbildungsdefiziten“ können sie
„ihre Rolle im Ermittlungsverfahren nicht
mehr erfüllen“.

Da ist etwas dran: Staatsanwälte sind
in der Regel für ihre wichtigste Aufgabe, 

* Links: vor seiner Münchner Wohnung im November
2013; rechts: bei seiner Freilassung im August 2013.

die Suche nach der Wahrheit und den
Umgang mit dem Verdacht, nicht ausge-
bildet. Nichts von Psychologie, nichts von
Soziologie, schon gar nichts von der Lo-
gik, wie man sie für den Umgang mit Ver-
dacht braucht: Zum Normalprogramm
der juristischen Ausbildung gehört aus-
schließlich die Kenntnis und Anwendung
der Gesetze.

„Am Anfang meiner Laufbahn hab ich
gedacht, ich könnte die Glaubhaftigkeit
von Zeugenaussagen aus dem Bauch her -
aus beurteilen“, berichtet der Münchner
Oberstaatsanwalt Heidenreich, „dann
habe ich gemerkt, dass das nicht funktio-
niert.“ Und was macht er nun? „Zur Ver-
meidung von Fehlerquellen erstrecke ich
die Beweisführung nach Möglichkeit auf
objektive Beweismittel und versuche
möglichst auf Zeugen zu verzichten.“

Im Zweifel fällt ja auch der Umgang
mit Zeugen in den Aufgabenbereich der
Polizei. Dort haben sie immerhin ein biss-
chen Kriminalistik gelernt. Doch auch
hier wird der Nachwuchs nicht kompe-
tenter: Viele Bundesländer haben die Aus-
bildung der Schutzpolizei und der Kripo
zusammengelegt. Der Innenminister hat
es so viel einfacher, jeden Beamten über-
all einzusetzen. Den klassischen Krimi-
nalkommissar wird es nicht mehr lange
geben.

So gerät die Suche der Justiz nach der
Wahrheit unter die Räder der Ordnungs-
macht der Innenminister, deren Ziele mit
denen der Justiz nur begrenzt kompatibel
sind. Der Innenminister ist nicht der Su-
che nach Wahrheit und Gerechtigkeit ver-
pflichtet, sondern möglichst großer inne-
rer Sicherheit. Und seine Polizisten sind
Jäger, die ihren Vorgesetzten mit schnel-
len Aufklärungserfolgen imponieren müs-
sen – wie beim „Tatort“. Aufgeklärt im
Sinne der Polizei aber ist eine Straftat
nicht etwa, wenn der Täter verurteilt ist,
sondern wenn die Kripo den Staatsanwäl-
ten den Namen eines Beschuldigten prä-
sentieren kann.

Dabei stand die Erkenntnis, dass das
System der Jäger mit dem der Gerechtig-
keitssucher unvereinbar ist, am Anfang
der Erfindung der Staatsanwaltschaft. Die
Idee, entstanden in der Französischen Re-
volution, brachte Mitte des 19. Jahrhun-
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man aber wohl nicht behaupten kann,
dass die parlamentarische Arbeit ohne
Bestehen der Immunität durch die
Strafjustiz in der Bundesrepublik stän-
dig bedroht wäre, billigt etwa die Ver-
fassung des Landes Brandenburg sei-
nen Abgeordneten keine Immunität
a priori zu. 

Von der Einleitung eines Ermitt-
lungsverfahrens gegen einen Abgeord-
neten informiert die Staatsanwalt-
schaft – über das Justizministerium –
lediglich den Landtagspräsidenten;
über eine bevorstehende Durchsu-
chung wird gar nicht unterrichtet. Da
somit bei Durchsuchungen zuvor kein
politisches Gremium mit der Angele-
genheit zu befassen ist, wird nicht nur
die Arbeit der Staatsanwaltschaft er-
leichtert und ist der Kreis der Mitwis-
ser kleiner, sondern es besteht für die
Abgeordneten auch ein erhöhter Per-
sönlichkeitsschutz.

Der Fall Edathy gibt also Anlass,
über das herrschende Immunitäts-
recht ebenso nachzudenken wie über
das externe Weisungsrecht der Justiz-
minister gegenüber der Staatsanwalt-
schaft. Würde man sich von beiden
verabschieden und zudem die Berichts -
pflicht der Polizei gegenüber den In-
nenministerien beschränken, würde
davon die Wahrheitsfindung profitie-
ren, zu der im Strafverfahren die
Staatsanwaltschaften und die Straf -
gerichte verpflichtet sind.
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Beschuldigter Gurlitt, Justizopfer Mollath*: Grobe handwerkliche Fehler



derts der Rechtsphilosoph Carl Friedrich
von Savigny nach Preußen, wo er als Jus-
tizminister wirkte. Damals wuchs der Un-
mut über die Inquisitionsgerichtsbarkeit,
die Ermittlungen und Urteil in der Hand
der Richter vereinigte. Unüberwindliches
Misstrauen schlug damals den Strafrich-
tern entgegen, denen man Unfleiß, Par-
teilichkeit und Selbstüberhebung vorwarf.

Auf Savignys Vorschlag entstand damals
eine Instanz, die sowohl auf das gesetz -
liche Vorgehen der Richter wie auch auf
den angemessenen Schutz der Angeklag-
ten zu achten hatte. Wichtig sei dabei aber
auch, so der Rechtsdenker, „die Wirk -
samkeit des Staatsanwalts als Wächter des
Gesetzes nicht erst mit der Überweisung
eines Angeklagten an die Gerichte, son-
dern schon bei den vorhergehenden Ope-
rationen der Polizeibehörden eintreten zu
lassen“ – „ein materielles Imperium über
sämtliche Polizeibeamte“.

Es sei das Grundproblem des Strafver-
fahrens, klagt Strafrechtsprofessor Tho-
mas Weigend, „dass es sich von seinem
Ursprung im Inquisitionsprozess nur zö-
gernd und unvollständig gelöst hat“. Die
Grundbedingung für die Konstruktion,
die Objektivität der Staatsanwaltschaft,
sei nur unzureichend gewährleistet.

Für die Hüter der Wahrheit und des
Rechts gibt es im gewaltengeteilten Staats-
aufbau des Grundgesetzes keinen richti-
gen Platz. Staatsanwälte rechnen sich
zwar gern zur Dritten, der richterlichen
Gewalt. Da gehören sie aber nicht hin.
„Trotz ihrer Eingliederung in die Justiz“
gehöre die Staatsanwaltschaft „zur Exe-
kutive“, hat das Bundesverfassungsge-
richt entschieden. 

Doch auch ihre Eingliederung als Teil
der Exekutive bringt nichts als Probleme:
Ungewöhnlich genug, dass Exekutiv-Be-
amte die Aufsicht über die unabhängigen
Richter der Dritten Gewalt führen sollen.
Noch exotischer ist unter diesen Umstän-
den die Abhängigkeit des Apparats von
der Exekutiv-Spitze, der Regierung: Da-
mit, so Rautenberg, „gerät das Recht un-
ter den Einfluss der Macht“ – auch ein
Justizminister sei schließlich „kein macht-
politischer Eunuch“. Vollends kipplig
wird die Konstruktion, wenn Justizminis-
ter zusätzlich zu ihrer Aufgabe der Ver-
waltung der Gerechtigkeit weitere Poli-
tikgebiete aufgedrückt bekommen.

Wie kann denn, fragen sich in den Län-
dern führende Ermittler, ein Bundes -
justizminister als oberster Garant der 
Objektivität seiner Staatsanwälte funk-
tionieren, wenn er, wie nun Heiko Maaß,
zugleich die politischen Ziele des Ver-
braucherschutzes zu verfolgen hat? 

Zuverlässig und glaubwürdig könnte
ein Institut zur Herstellung von Wahrheit
und Gerechtigkeit nur funktionieren,
wenn es die Macht und den Respekt einer
eigenen Staatsgewalt genießen würde –
quasi einer vierten Gewalt. Weil eine

Vierte Gewalt aber im Staat des Grund-
gesetzes nicht vorgesehen ist, diskutieren
Justizreformer und kritische Insider über
Modelle, den Staatsanwälten mehr Stan-
ding zu verschaffen.

„Die Staatsanwaltschaft sollte nicht von
der Exekutive, sondern von den Gerich-
ten kontrolliert werden“, fordert der
Münchner Strafrechtsprofessor Claus Ro-
xin. Der Brandenburger Chefermittler
Rautenberg schlägt eine Grundgesetz-Vor-
schrift vor, die den Staatsanwälten Unab-
hängigkeit von ministeriellen Weisungen
und politischen Vorgaben garantiert.

Rautenberg geht noch weiter: „Sämtli-
che Personalentscheidungen“ im Apparat
der Ankläger sollen von parlamentarisch
legitimierten Wahlausschüssen getroffen
werden. Ähnliches fordern seit langem
die Berufsverbände der Richter und
Staatsanwälte. Erste Ansätze zur Verwirk-
lichung solcher Ideen finden sich nun in
einem NRW-Gesetzentwurf für ein „Rich-
ter- und Staatsanwältegesetz“, das den
Anklägern als „wesentlichen Verantwor-
tungsträgern der Justiz“ größere Mitbe-
stimmungsrechte bei der Personalauswahl
und Beförderung einräumen soll. 

Damit der Apparat, einmal von der Lei-
ne gelassen, dennoch korrekt arbeitet, se-
hen manche Reformvorschläge zum Aus-
gleich größere Kontrollrechte der Opfer
vor. Gegen allzu großzügige Einstellungs-
praxis der Ermittler sieht etwa Rauten-
berg ein erweitertes „Klageerzwingungs-
verfahren“ vor.

Der Kölner Strafrechtler Weigend hält
es ohnehin für „dringend erforderlich“, 

* Zeitgenössischer Stich.

dass die Arbeit der Ermittler besser von
den Beschuldigten kontrolliert werden
kann: Besorgniserregend sei „das Miss-
verhältnis zwischen der Machtstellung
der Ermittlungsbehörden und der schwa-
chen Position der Beschuldigten“.

Tatsächlich haben Menschen, die wie
Sebastian Edathy über Nacht in die Müh-
len des Verdachts geraten, kaum recht -
liche Möglichkeiten, sich zu wehren.
Meistens wird den Opfern des Apparats
die Gegenwehr schon dadurch abge-
schnitten, dass die Ermittlungen heimlich
laufen – eine Praxis, für die es nach Wei-
gends Ansicht oft genug keine Recht -
fertigung gibt.

Wenn die Arbeit der Ankläger ver-
stärkt der Kontrolle durch die Betroffe-
nen und auf deren Klage hin der Gerichte
unterworfen wird, werden die Wächter
ihrerseits enger ans Recht gebunden.
Denn Gerichtsverfahren enden meist in
Urteilen, und Urteile würden mehr Klar-
heit in die Arbeit des gefährlichen Appa-
rats bringen. Die rechtsstaatlich defizitä-
ren Regeln der Strafprozessordnung über
Verdacht und Anklage, die bisher der
weitgehend freien Interpretation durch
die Ermittler unterliegen, bekämen Kon-
tur und würden so zum Maßstab pflicht-
gemäßen Handelns.

„Staatsanwalt wird man aus Überzeu-
gung und Leidenschaft“, sagt Ralf Rother,
Chef der Berliner Ankläger: Es sei die
Leidenschaft für „Wahrheit und Gerech-
tigkeit“. Und Rother ist in der Branche
bekannt dafür, dass er so etwas nicht nur
sagt, sondern auch seinen Leuten nahe-
bringen kann. In seinem prächtigen Ar-
beitszimmer mit Blick auf den Park vor
dem Berliner Kammergericht kommen
ihm indes Zweifel, ob die „Rahmenbe-
dingungen“ dafür eigentlich gegeben sind.
Wie souverän kann ein Staatsanwalt wirk-
lich sein?

Wenn einer seine Arbeit ordentlich ma-
che, sagt der General, werde ihm norma-
lerweise keiner hineinreden. „Wenn es
sich aber um ein brisantes Verfahren han-
delt, können schon verschiedene Interes-
sen einwirken.“ Die müsse ein gestande-
ner Beamter abwehren: „So zeigt sich
Souveränität.“

Ob es davon genug gibt, ist sich Rother
nicht immer sicher: Wenn seine Ermittler
auf Reisen im Hotel übernachten, schrei-
ben sie gern in der Spalte „Beruf“ nicht
etwa „Staatsanwalt“ – sondern „Beam-
ter“ oder „Jurist“. 

Wieso eigentlich?
Ein bisschen mehr Identifikation mit

der großen Aufgabe, sagt Rother, „könn-
t

Dieser Artikel wurde nachträglich bearbeitet. 

en wir schon gebrauchen“. 
T  D , M  F
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Video: 
Die Rolle der Staatsanwälte
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Ankläger der Französischen Revolution*
„Überzeugung und Leidenschaft“


